
 

 Julia Lieb und Nicolai von Ondarza sind Stipendiaten in der Forschungsgruppe EU-Integration SWP-Zeitschriftenschau 6 
  Oktober 2007 

1 

SW
P-

Z
ei

ts
ch

ri
ft

en
sc

h
au

 

Stiftung 
Wissenschaft und

Politik

Deutsches Institut 
für Internationale 

Politik und Sicherheit

 

Institutionen und 
europäische Außenpolitik 
Beiträge in Fachzeitschriften der Jahre 2006 und 2007 
Julia Lieb / Nicolai von Ondarza 

Angesichts der wachsenden internationalen Bedeutung der Europäischen Union (EU) 
richtet sich das wissenschaftliche Interesse auf die Auswirkungen des Wandels, dem 
das institutionelle Fundament europäischer Außenpolitik unterworfen ist. Beiträge 
in Fachzeitschriften der Jahre 2006/2007 folgen dabei dem Trend zur Analyse der 
administrativen Strukturen auf europäischer Ebene und der Anpassungsbewegungen 
auf nationaler Ebene. Dadurch werden Ansätze, die ehemals bei der Analyse supra-
nationaler Politikbereiche angewendet wurden, nun auch für die Untersuchung inter-
gouvernementaler Kompetenzfelder herangezogen. 

 
Die institutionellen Grundlagen euro-
päischer Außenpolitik wandeln sich im 
Zuge des Integrationsprozesses kontinuier-
lich. Die wissenschaftlichen Fachbeiträge 
im Untersuchungszeitraum widmeten sich 
bei der Analyse der Gemeinsamen Außen- 
und Sicherheitspolitik (GASP) der EU 
verstärkt den verwaltungspolitischen 
sowie organisations- und demokratie-
theoretischen Implikationen dieses Wan-
dels. Ebenfalls beleuchtet wurden Effekte, 
welche die Europäisierung auf die Formu-
lierung und Durchführung mitgliedstaat-
licher Außen- und Sicherheitspolitik hat. 
Diese Fragestellung rückte in den vergan-
genen Jahren langsam, aber stetig in das 
Blickfeld der Wissenschaft. Im Zentrum der 
Debatten standen so nicht zuletzt die Zu-
sammenhänge zwischen institutioneller 

Ausgestaltung und inhaltlicher Entwick-
lung der Außen- und Sicherheitspolitik 
der EU und ihrer Mitgliedstaaten. 

Institutionelle »Brüsselisierung« 
und ihre Folgen 

Die Rolle der administrativen Ebene im 
außenpolitischen Politikzyklus und die 
Reichweite von Sozialisierungseffekten 
in der europäischen Zusammenarbeit sind 
Thema von zwei Artikeln der European 
Foreign Affairs Review. 

Simon Duke, European Institute of 
Public Administration (EIPA) in Maastricht 
(Niederlande), und Sophie Vanhoonacker, 
Universität Maastricht, nehmen die ad-
ministrative Ebene der Gemeinsamen 



Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) in 
den Blick. Sie ergänzen damit die bestehen-
de Literatur über die Entwicklung der Ver-
waltungsebenen der EU um die Analyse 
eines intergouvernementalen Politikfelds. 

Die Autoren definieren als administra-
tive Ebene jene Gremien, welche die Sitzun-
gen des Rates der EU vorbereiten. Zum 
einen analysieren sie Interaktion und Rolle 
insbesondere der Brüsseler Verwaltungs-
strukturen in drei Phasen des Politikzyklus 
der GASP: dem Festlegen der Agenda, der 
Findung und der Implementierung von 
Entscheidungen. Zum anderen bewerten 
sie, ob die mehrheitlich mitgliedstaatlichen 
Akteure den intergouvernementalen Cha-
rakter der GASP stärken oder ob ihr Zusam-
menspiel die Herausbildung einer spezi-
fischen Identität europäischer Außen-
politik fördert. 

Duke und Vanhoonacker machen auf 
ein Phänomen aufmerksam, das sie als 
»Brüsselisierung« europäischer Außen-
politik bezeichnen: Institutionelle Struk-
turen und Verfahren würden in Brüssel 
schrittweise aufgebaut und verstetigt. Die 
Grenzen zwischen administrativen und 
politischen Aktionsfeldern würden dabei 
in allen Phasen des Politikzyklus zusehends 
verwischt. 

Gleichzeitig werden nach Ansicht 
der Autoren administrative Spieler, wie 
die nationalen Außenministerien oder die 
beim Hohen Vertreter für die GASP an-
gesiedelte Policy Unit, mehr und mehr auf-
gewertet. Dies sei auf die Aufstellung einer 
immer langfristigeren außenpolitischen 
Agenda zurückzuführen. 

Aber auch die außenpolitische Entschei-
dungsfindung werde in der Praxis von der 
administrativen Ebene bestimmt. Neunzig 
Prozent der Entscheidungen würden nicht 
in den Ministerratssitzungen getroffen. In 
einigen Fällen fielen Entscheidungen in 
den vorgelagerten Gremien auf Botschaf-
terebene – dem Ausschuss der Ständigen 
Vertreter (AStV) und dem Politischen und 
Sicherheitspolitischen Komitee (PSK). Zum 
größten Teil aber würde in der Vielzahl zu-
arbeitender Arbeitsgruppen entschieden. 

Die regelmäßigen Gremiensitzungen 
in der GASP insbesondere im Brüsseler 
Format (mitgliedstaatliche Vertreter sind 
hier die ständigen Diplomaten vor Ort) 
hätten zu einer Verdichtung formeller und 
informeller Regeln und Verfahren geführt. 
Diese würden von den beteiligten Akteuren 
verinnerlicht und das Wissen darum an 
Nachfolger weitergegeben. Besonders 
hervorzuheben sei, dass mitgliedstaatliche 
Vertreter nicht mehr nur untereinander, 
sondern auch mit ihren Hauptstädten 
verhandeln, um eigene Positionen fest-
zulegen. Insgesamt habe sich in den Brüsse-
ler Gremien im Zuge immer engerer außen-
politischer Zusammenarbeit ein »Koordina-
tionsreflex« eingestellt. Dieser habe den 
ursprünglich nationalen Referenzrahmen 
der Beteiligten zunehmend europäisiert. 

Bei der Umsetzung beschlossener Maß-
nahmen stellten politische Entscheidungen 
nur die »Spitze des Eisbergs« dar. Alle 
drei genannten Phasen des Politikzyklus 
würden insbesondere von einem umfassen-
den administrativen Netzwerk von Beam-
ten und Diplomaten gestaltet.  

Die GASP sei durch die ständigen Bemü-
hungen um einen europäischen Konsens 
bereits weit mehr als ein Rahmen für bloße 
zwischenstaatliche Kooperation. Die Mit-
gliedstaaten hätten allmählich den Mehr-
wert erkannt, den institutionalisierte Zu-
sammenarbeit für ein gestärktes gemein-
sames außenpolitisches Auftreten hat. 

Ana E. Juncos, Institut für Politik, Inter-
nationale Beziehungen und Europastudien 
der Universität Loughborough (Groß-
britannien), und Christopher Reynolds, 
Geschwister-Scholl-Institut für Politische 
Wissenschaft der Ludwig-Maximilians-Uni-
versität München, untersuchen die Funk-
tionsweise des Politischen und Sicherheits-
politischen Komitees (PSK) und bewerten 
dessen Einfluss auf Entscheidungen in 
der GASP sowie auf nationale Außen- und 
Sicherheitspolitik. Da dem PSK als einem 
Dreh- und Angelpunkt der Europäischen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
(ESVP) ihrer Ansicht nach bislang über-
raschend wenig Aufmerksamkeit geschenkt 
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worden ist, wollen sie mit ihrem Beitrag 
eine Forschungslücke schließen. 

Das Komitee, das 2000 seine Arbeit auf-
nahm, stehe für eine »Brüsselisierung« und 
Operationalisierung der GASP/ESVP. Es sei 
zu einer zentralen Instanz in der täglichen 
Durchführung europäischer Außenpolitik 
und speziell des EU-Krisenmanagements 
geworden. Im Zuge der dynamischen Ent-
wicklung der ESVP gewinne es weiter an 
Bedeutung. 

Juncos und Reynolds widersprechen der 
Interpretation, dass strategisches Verhalten 
rein ergebnisorientiert sei. Verschiedene 
ihrer Beobachtungen deuten darauf hin, 
dass eine Abhängigkeit zwischen der Inter-
essenformulierung von Akteuren und 
ihrem institutionellen Umfeld besteht. So 
seien etwa mit der Verstetigung der Arbeit 
des Komitees informelle Praktiken aus-
geweitet worden. Ähnlich wie Duke und 
Vanhoonacker identifizieren die beiden 
Autoren zudem einen »Konsultations-
reflex«. Das Bemühen um Konsens und der 
Stil der Problemlösung in den Verhand-
lungen basierten überdies auf flexiblen 
nationalen Mandaten. Und schließlich 
könnten außenpolitische Dossiers nicht 
wie in anderen Kontexten gegeneinander 
aufgerechnet werden. 

Gegen eine rein instrumentelle Sicht der 
Arbeit des PSK und seiner vorgeschalteten 
Arbeitsgruppen spreche auch, dass mit-
gliedstaatliche Vertreter mit Blick auf künf-
tige Verhandlungen besonders auf Glaub-
würdigkeit bedacht seien. Des Weiteren 
lassen sich gerade im Zuge der letzten gro-
ßen Erweiterungsrunde eine Sozialisierung 
der Neulinge im PSK beobachten. 

Trotz des Zusammenspiels zwischen 
Interessenformulierung und institutio-
nellem Umfeld weisen Juncos und Reynolds 
auf eine besondere Form der Sozialisierung 
im PSK hin. Zwar bilde sich im Zuge regel-
mäßiger Kontakte Vertrauen zwischen den 
Beteiligten. Dagegen würden Verrecht-
lichung, Bürokratisierung und eine starke 
Arbeitsbelastung die Verinnerlichung von 
Normen und Regeln behindern. 

Die »Brüsselisierung«, so das Resümee, 
beeinflusse klar die Formulierung mitglied-
staatlicher Außen- und Sicherheitspolitik. 
Die Autoren weisen in diesem Zusammen-
hang auf eine weitere Besonderheit hin: 
Akteure im PSK hielten es für wichtiger, 
Übereinstimmung zu einzelnen Fragen 
zu erzielen, als nationale Interessen durch-
zusetzen. Denn sie würden fürchten, die 
Glaubwürdigkeit des PSK zu untergraben 
und wichtige Entscheidungskompetenzen 
an höhere Ebenen abgeben zu müssen, 
wenn ihre Verhandlungen ohne Ergebnisse 
blieben. 

Beide Artikel der European Foreign Affairs 
Review vermitteln mit ihren Untersuchungs-
ansätzen, die über jene traditioneller Stu-
dien der Außenpolitik hinausgehen, neue 
Erkenntnisse über die europäische außen-
politische Zusammenarbeit. Insofern tragen 
derartige Analysen der Brüsseler Struk-
turen und ihres Wandels zu einem breite-
ren Verständnis für das Zustandekommen 
europäischer Außenpolitik bei. 

Eine neue Facette des 
Demokratiedefizits? 

Angesichts dieser Besonderheiten der GASP-
Strukturen und der dynamischen Entfal-
tung der Europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (ESVP) beschäftigen 
sich zahlreiche Experten mit der Frage der 
demokratischen Legitimation in GASP und 
ESVP. Daniel Thym, Humboldt-Universität 
zu Berlin, befasst sich mit der Rolle des 
Europäischen Parlaments (EP) und der 
nationalen Parlamente in der GASP. Zu-
nächst konstatiert er ein ›parlamenta-
risches Vakuum‹: Das EP sei formell nicht 
an den Entscheidungsverfahren der GASP 
beteiligt und werde lediglich regelmäßig 
über die wichtigsten Ereignisse und Ent-
wicklungen informiert. Insofern seien 
die Rechte des EP zur Mitwirkung an der 
Außenpolitik seit der Einheitlichen Euro-
päischen Akte (1986) trotz Institutionalisie-
rung und gewachsener Kompetenzen der 
EU in diesem Bereich substantiell nicht 
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erweitert worden. Daran hätte nicht einmal 
das Inkrafttreten des Verfassungsvertrages 
etwas geändert. 

Einzig über sein Haushaltsrecht verfüge 
das EP über formelle Einflussmöglichkeiten 
in der GASP. Dieses Mitbestimmungsrecht 
habe es bereits mit dem Ziel genutzt, 
seinen Einfluss in diesem Bereich zu stär-
ken. Ergebnis war ein Interinstitutionelles 
Abkommen mit dem Rat, der das EP nun 
unverzüglich über jede GASP-Entscheidung 
informiert, die aus dem EU-Haushalt finan-
ziert wird. Thym merkt jedoch an, dass der 
Rat dieses Abkommen vielfach umgeht, 
indem beispielsweise die Europäische Ver-
teidigungsagentur oder militärische ESVP-
Operationen mit Mitteln finanziert werden, 
die nicht aus dem EU-Etat stammen. Die 
Initiativen des Parlaments, beispielsweise 
die Aktivitäten der Ausschüsse in der 
Außen- und Sicherheitspolitik und regel-
mäßige Resolutionen zur GASP/ESVP, sieht 
Thym zwar als »›virtuelle‹ parlamentarische 
Realität«, spricht ihnen aber gleichwohl das 
Potential zu, indirekt auf GASP-Entschei-
dungen Einfluss zu nehmen. 

Neben dem EP betrachtet Thym die 
nationalen Parlamente. Sie besäßen sub-
stantielle Rechte durch die Kontrolle ihrer 
Regierung in den Gremien der GASP, die 
Kontrolle des nationalen Haushalts sowie 
bei Entscheidungen über die Beteiligung 
an ESVP-Operationen. Allerdings seien sie 
mit dem langsamen Informationsfluss aus 
Brüssel und der Undurchsichtigkeit der 
GASP-Strukturen konfrontiert. 

Den Befund des »parlamentarischen 
Vakuums« sieht Thym nur bedingt als 
problematisch an, da er die These vertritt, 
dass die strukturellen Besonderheiten von 
Außen- und Sicherheitspolitik ein ori-
ginäres institutionelles Design verlangten, 
das den Anforderungen nach Geheim-
haltung, Flexibilität und schneller Entschei-
dungsfindung Rechnung zu tragen hätte. 
Er fordert daher, von einer graduellen Aus-
weitung der Gemeinschaftsmethode und 
einer stärkeren Beteiligung des EP an der 
GASP/ESVP abzusehen. Die Formulierung 
und Durchführung von GASP/ESVP-Ent-

scheidungen sollten wie auch auf natio-
naler Ebene weitgehend das Vorrecht der 
Regierungen im Rat bleiben. 

Eine andere Auffassung vertritt Wolf-
gang Wagner von der Hessischen Stiftung 
Friedens- und Konfliktforschung (HFSK). 
Seine Analyse baut auf den Annahmen der 
Theorien zum ›Demokratischen Frieden‹ 
auf. Danach führen Staaten, in denen die 
Exekutive ihre Außen- und Sicherheits-
politik gegenüber dem Parlament und 
mittelbar gegenüber der Wählerschaft zu 
verantworten hat, nicht nur eine demokra-
tisch legitimierte, sondern auch eine ver-
antwortungsvolle Sicherheitspolitik. Da er 
das Parlament als zentralen Akteur ansieht, 
setzt Wagner somit demokratische mit par-
lamentarischer Kontrolle gleich. 

Unter dieser Prämisse schwäche die ESVP 
die demokratische Kontrolle von Sicher-
heitspolitik auf nationaler Ebene. Als zen-
trale Problematik stellt Wagner das Span-
nungsverhältnis zwischen parlamenta-
rischer Kontrolle und Bündnisfähigkeit 
heraus: Im Zuge der fortschreitenden 
sicherheitspolitischen Integration in der 
EU, beispielsweise in Form der Battle-
groups, könne starker Druck auf einzelne 
Mitgliedstaaten ausgeübt werden, sich an 
einer bestimmten Operation zu beteiligen. 
Um die Bündnisfähigkeit ihres Staates 
nicht in Frage zu stellen, bleibe einem 
nationalen Parlament im Anschluss an eine 
im Rahmen der EU (oder Nato) getroffene 
Entscheidung keine Möglichkeit mehr, die 
eigene Regierung effektiv zu kontrollieren. 
Zusätzlich führten die großen Unterschiede 
zwischen den Mitbestimmungsrechten 
der nationalen Parlamente zu einem ›un-
gleichen demokratischen Defizit‹ im Ver-
hältnis der EU-Mitgliedstaaten. 

Angesichts dieses Defizits empfiehlt 
Wagner ein Mehrebenensystem der parla-
mentarischen Regierungskontrolle. Diese 
Kontrolle hätten die nationalen Parlamente 
einzeln und in interparlamentarischer 
Kooperation zu gewährleisten. Sie sollten 
zudem ihre Kontrollmöglichkeiten mit 
jenen des Europäischen Parlaments 
bündeln, ohne einander Konkurrenz zu 
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machen, um gemeinsam die demokratische 
Legitimität der ESVP sicherzustellen. Im 
Gegensatz zu Thym sieht Wagner abschlie-
ßend den Mangel an parlamentarischer 
Kontrolle der ESVP ein geradezu alarmie-
rendes Problem, da er die Legitimität von 
EU-Operationen untergrabe. Darüber hin-
aus gefährde das Demokratiedefizit an-
gesichts der möglicherweise fatalen Folgen 
von Fehlentscheidungen die öffentliche 
Unterstützung der ESVP oder sogar der EU 
insgesamt. 

Giovanna Bono, Vrije Universiteit Brus-
sel (Belgien), analysiert in ihrem Beitrag zur 
Sonderausgabe von European Security zum 
Thema ›Security and Democracy in the EU‹ 
die Herausforderungen für die demokra-
tische Kontrolle der EU-Sicherheitspolitik. 
Zunächst stellt die Autorin drei Merkmale 
dieser Sicherheitspolitik heraus: Erstens 
werde Sicherheitspolitik in der EU ins-
besondere als Folge der Überlappung von 
interner und externer Sicherheit bei Maß-
nahmen der Terrorismusbekämpfung nicht 
nur in der GASP/ESVP, sondern auch im 
Rahmen der Polizeilichen und Justiziellen 
Zusammenarbeit in Strafsachen (PJZS) 
sowie der ersten Säule praktiziert. Dabei sei 
die EU-Sicherheitspolitik zweitens in ein 
globales System eingebunden, in dem die 
EU-Mitgliedstaaten miteinander und mit 
außerhalb der EU stehenden Akteuren 
eng kooperieren. Europäische sicherheits-
politische Entscheidungen könnten daher 
nur in diesem internationalen Kontext 
verstanden und von nationalen Instanzen 
nur schwer kontrolliert werden. Dabei 
würden die Mitgliedstaaten drittens ver-
mehrt flexible Formen der Zusammen-
arbeit nutzen und die parlamentarische 
Kontrolle bewusst nur auf niedrigem 
Niveau halten. 

Ebenso wie Wagner stuft Bono die Parla-
mente als Akteure ein, die bei der demo-
kratischen Kontrolle der EU-Sicherheits-
politik eine zentrale Rolle spielen. Neben 
den Parlamenten identifiziert die Autorin 
auch die mediale Öffentlichkeit und die 
Gerichte als weitere Kontrollinstanzen. 
Die EU-Sicherheitspolitik würde alle diese 

Akteure vor schwierige Herausforderungen 
stellen. Zum einen eröffneten die Institu-
tionen der GASP/ESVP und PJZS nationalen, 
nicht gewählten Beamten in EU-Gremien 
wie dem PSK unverhältnismäßig großen 
Einfluss. Zum anderen würde die gebotene 
Eile und Geheimhaltung bei einmal getrof-
fenen sicherheitspolitischen Entscheidun-
gen dazu genutzt, die Kontrolle auf natio-
naler Ebene auf ein Minimum zu reduzie-
ren. Eine weitere Herausforderung sieht 
Bono in der Tatsache, dass die Europäische 
Sicherheitsstrategie militärische Operatio-
nen ohne Mandat der Vereinten Nationen 
nicht ausschließe. Und nicht zuletzt wür-
den im Zusammenhang mit der Bekämp-
fung des Terrorismus und dem Austausch 
von Geheimdienstdaten die bürgerlichen 
Freiheiten in der EU zunehmend gefährdet. 
Zusammenfassend stellt Bono daher die 
These auf, dass die Institutionen und Dyna-
miken der EU-Sicherheitspolitik eine demo-
kratische Kontrolle in diesem sensiblen 
Politikbereich verhindern. 

Mitgliedstaatlicher Wandel 

Die EU-Mitgliedstaaten sind als »Herren der 
Verträge« Hauptgestalter der institutio-
nellen Strukturen der EU. Untersuchungen 
von nationalen Präferenzen und Anpas-
sungsbewegungen der Mitgliedstaaten 
im institutionellen europäischen Reform-
prozess geben Aufschluss über die Per-
spektiven europäischer Außenpolitik und 
ihrer Institutionen. 

Pernille Rieker, Norwegian Institute of 
International Affairs (NUPI) in Olso, geht 
der Frage nach, inwiefern sich nationale 
Ansätze und Identitäten in diesem Bereich 
im Zuge der Entwicklung europäischer 
Außen- und Sicherheitspolitik wandeln. 
Sie wendet sich damit den bislang un-
zureichend untersuchten Europäisierungs-
effekten im intergouvernementalen Rah-
men der GASP zu. Der Schwerpunkt der 
Europäisierungsforschung lag bislang bei 
der Analyse supranationaler Politik-
bereiche. 
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Die Autorin, die in einer frühen Arbeit 
bereits die Auswirkung der europäischen 
Entwicklung auf die sicherheitspolitischen 
Ansätze kleiner Mitgliedstaaten untersucht 
hat, betrachtet im hier vorgestellten Auf-
satz die französische Politik in den Jahren 
1990 bis 2005. Ihre Analyse eines großen 
Mitgliedstaates mit klarer und fest ver-
ankerter sicherheitspolitischer Identität 
zielt darauf ab, die Reichweite von Euro-
päisierungseffekten auf mitgliedstaatlicher 
Ebene zu erfassen. 

Unter der Prämisse eines umfassenden, 
nicht allein auf militärische Ressourcen 
fokussierten Sicherheitsbegriffs konstatiert 
Rieker, dass die EU nach dem Ende des 
Kalten Krieges international zu einem der 
wichtigsten sicherheitspolitischen Akteure 
wurde. Der in ihren Augen innovative 
Sicherheitsansatz der Union umfasse mili-
tärische wie auch zivile Elemente. Das Feh-
len einer in der Vergangenheit klar defi-
nierten europäischen Sicherheitspolitik 
habe die Formulierung dieses neuartigen 
Ansatzes ebenso begünstigt wie der sui 
generis-Charakter der EU. 

Die Autorin formuliert die These, dass 
Veränderungen in mitgliedstaatlichen 
sicherheitspolitischen Diskursen Indizien 
für den Wandel nationaler Identitäten sind. 
Sie unterscheidet dabei zwischen zwei mög-
lichen Europäisierungseffekten: der stra-
tegischen Anpassung mit dem Ziel einer 
wirksamen Vertretung eigener Interessen 
und dem Identitätswandel. Von einem tat-
sächlichen Identitätswandel könne erst 
dann die Rede sein, wenn sich auch die 
institutionellen Strukturen veränderten. 

Im Ergebnis stellt Rieker eine Modifizie-
rung französischer Sicherheitspolitik fest. 
Der innovative Sicherheitsansatz der EU 
würde von französischer Seite zunehmend 
unterstützt. Dies bedeute eine Abkehr von 
der ursprünglichen Zielsetzung, die ESVP 
im traditionellen sicherheitspolitischen 
und damit militärisch orientierten Sinne 
aufzubauen. 

Da sich der französische Sicherheits-
ansatz parallel zu wichtigen europäischen 
Entwicklungen gewandelt habe, sei die 

Annahme plausibel, dass dieser Ansatz 
einen Prozess der Anpassung durchlaufen 
habe. Langfristig könne sogar ein Wandel 
französischer Interessen und Identität im 
sicherheitspolitischen Bereich eintreten. 
Insofern stünde man möglicherweise am 
Beginn eines tiefgreifenden Wandels, der 
mit einer verstärkten Institutionalisierung 
einer breiter definierten Sicherheitspolitik 
in Frankreich einhergehen könnte. 

Einem anderen Fallbeispiel für Euro-
päisierung im intergouvernementalen Kom-
petenzfeld wendet sich Geoffrey Edwards 
von der University of Cambridge (Groß-
britannien) zu. Er untersucht die Rolle 
der mittel- und osteuropäischen Mitglied-
staaten in der EU-Außenpolitik und die 
dabei zu beobachtenden Wandlungs-
prozesse. Während die GASP bei den Bei-
trittsverhandlungen nur eine untergeord-
nete Bedeutung hatte, waren die Beitritts-
kandidaten bereits seit 2003 als Beobach-
ter in den GASP/ESVP-Gremien vertreten 
und nicht unwesentlich an der Spaltung 
der EU beteiligt, die aus den Meinungs-
verschiedenheiten über den Irak-Krieg 
resultierte. Befürchtungen, dass sich die 
Entscheidungsfindung in der GASP/ESVP 
nach ihrem Beitritt wesentlich erschweren 
würde, schienen sich zu bewahrheiten. 
Insbesondere Polen wurde von Frankreich 
als Trojanisches Pferd der USA betrachtet. 
Vor diesem Hintergrund analysiert Edwards 
Trends, die sich bei der Mitwirkung der 
mittel- und osteuropäischen Mitglied-
staaten in GASP und ESVP abzeichnen, 
sowie etwaige Europäisierungseffekte. 

Der Autor arbeitet dabei zwei Faktoren 
heraus, die den Willen der neuen Mitglie-
der begrenzten, sich an der GASP/ESVP 
zu beteiligen. Zum einen bestünden in 
der historischen Entwicklung und geo-
strategischen Lage deutliche Unterschiede 
zwischen den mittel- und osteuropäischen 
auf der einen und den westeuropäischen 
Staaten auf der anderen Seite. Diese Unter-
schiede wirkten sich auch auf ihre außen-
politischen Interessen in und außerhalb 
der EU aus. Gemeinsam sei den neuen 
Mitgliedstaaten das Interesse an einer 
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engen Kooperation mit den USA und die 
Wahrnehmung Russlands als sicherheits-
politische Bedrohung, aber auch die 
Angst vor einer Marginalisierung als EU-
Mitglieder zweiter Klasse. Die Bedeutung 
dieses Faktors schwinde jedoch mit der 
fortschreitenden Sozialisierung ihrer – oft 
sehr jungen und engagierten – Vertreter in 
den EU-Gremien und ihrer zu EU-Auslands-
einsätzen abgestellten Sicherheitskräfte. 
So würde beispielsweise in den neuen Mit-
gliedstaaten die GASP und der Hohe Reprä-
sentant Javier Solana deutlich positiver 
wahrgenommen, seitdem Solana und der 
polnische Präsident Kwasniewski erfolg-
reich bei der Orangenen Revolution in der 
Ukraine vermittelt haben. 

Zum anderen zweifelten die mittel- und 
osteuropäischen Mitgliedstaaten an der 
Durchsetzungsfähigkeit der EU im Bereich 
der Außen- und Sicherheitspolitik und 
bevorzugten daher die Nato als Sicherheits-
garant. Enttäuscht zeigten sich die neuen 
Mitglieder insbesondere darüber, dass es 
der Position der EU zu Putins Russland an 
Kohärenz mangele und sie bei dem Versuch 
gescheitert seien, eine ›östlichen Dimen-
sion‹ der EU-Außenpolitik zu etablieren. 
Edwards stellt jedoch heraus, dass sich die 
Effektivität der Entscheidungsfindung im 
Rat entgegen den Erwartungen aufgrund 
einer aktiven Beteiligung der neuen Mit-
glieder nicht verringert habe. Der Autor 
sieht die mittel- und osteuropäischen 
Mitgliedstaaten als engagierte Teilnehmer 
der GASP/ESVP. Dies werde auch in Zu-
kunft so sein, wenn ihre Vertreter die euro-
päischen außen- und sicherheitspolitischen 
Strukturen und Verfahren zunehmend ver-
innerlichten und ihre Interessen an einer 
östlichen Dimension sowie an den Bezie-
hungen zu Russland stärker berücksichtigt 
würden. 

Robin Niblett, Direktor des Chatham 
House in London, befasst sich mit dem 
künftigen Referenzrahmen britischer 
Außenpolitik. Seiner Ansicht nach wird 
und muss Großbritannien internationalen 
Herausforderungen zunehmend im euro-
päischen Verbund begegnen. Dies bedeute 

insgesamt kein Ende der amerikanisch-
britischen »special relationship«. Die sich 
in den letzten Jahren verstärkende Annähe-
rung des Königreichs an die europäischen 
Partner sollte aber von nun an Vorrang 
genießen. 

Niblett sieht mit der Einigung auf den 
Reformvertrag Spielräume für neue inter-
gouvernementale und institutionelle 
Kooperationen in der EU. Großbritannien 
könne sich aktiv an einer flexiblen und 
pragmatischen Integrationsagenda betei-
ligen, die keinesfalls auf einen euro-
päischen Superstaat zusteuere. 

Die internationalen Herausforderungen 
schaffen nach Ansicht Nibletts eine Vielzahl 
gemeinsamer Interessen von EU und USA. 
Auf ihnen könnten die transatlantischen 
Beziehungen aufbauen, die sich in den 
vergangenen Jahren wieder normalisiert 
und stabilisiert hätten. Seit 2006 herrsche 
auf beiden Seiten des Atlantiks die Erkennt-
nis vor, dass es zur Bewältigung globaler 
Aufgaben partnerschaftlicher Zusammen-
arbeit bedarf. Allerdings hätte die trans-
atlantische Partnerschaft Grenzen, die sich 
zum einen in divergierenden Politiken 
gegenüber einzelnen Regionen und zum 
anderen in der fehlenden Kohärenz außen-
politischer Ansätze manifestierten. 

Großbritannien könne jedoch keine 
Mittlerrolle im transatlantischen Verhält-
nis übernehmen. Die Konstanten enger 
britisch-amerikanischer Zusammenarbeit 
sprächen sicherlich für eine Pflege dieser 
bilateralen Beziehungen. Gleichzeitig mehr-
ten sich in den letzten Jahren die Über-
einstimmungen Großbritanniens mit den 
europäischen Partnern, beispielsweise mit 
Blick auf das Vorantreiben der Nachbar-
schaftspolitik, den Ansatz in den Verhand-
lungen mit dem Iran und jenen zur Rege-
lung des israelisch-palästinensischen Kon-
flikts oder hinsichtlich der Reaktionen auf 
den Klimawandel. Darüber hinaus greife 
man auf britischer Seite in Sicherheits-
fragen, die im eigenen Land zu lösen seien, 
vermehrt auf die europäische Kooperation 
zurück. 
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Europa werde auf diese Weise zum wich-
tigen Referenzrahmen britischer Außen-
politik. Auf die weiterhin unabdingbaren 
Beziehungen zu den USA sollte Großbritan-
nien künftig erst im Anschluss an euro-
päische Konsultationen zurückgreifen. 
Gleichzeitig sollten diese Beziehungen 
aber auch auf belastbarere Dialog- und 
Entscheidungsstrukturen gestellt werden. 

Fazit 

Die besprochenen politikwissenschaft-
lichen Zeitschriftenbeiträge der Jahre 2006/ 
2007 geben wichtige Impulse zur Analyse 
europäischer Außenpolitik und ihres insti-
tutionellen Fundaments. Sie basieren auf 
einem erweiterten Verständnis der Inter-
aktion zwischen außenpolitischen Akteu-
ren. Ihnen wird nicht mehr nur interessen-
geleitetes Verhalten zugeschrieben; ihr 
Agieren wird vielmehr in Beziehung zu 
deren institutionellem Umfeld gesetzt. 

Darüber hinaus finden Untersuchungs-
ansätze, die bislang auf die supranatio-
nalen Kompetenzfelder der Europäischen 
Gemeinschaften beschränkt blieben, nun 
auch auf die intergouvernementale GASP 
Anwendung. Auf dieser Grundlage weisen 
die Wissenschaftler anhand empirisch 
fundierter Analysen überraschende Ent-
wicklungen der europäischen außen-
politischen Zusammenarbeit nach. Sie 
betreffen die Effekte der Sozialisierung 
im Rahmen der täglichen Zusammenarbeit 
in außenpolitischen Gremien genauso 
wie die Auswirkungen der Europäisierung 
mitgliedstaatlicher Außenpolitik. 

Die wissenschaftliche Analyse eines 
Demokratiedefizits in der GASP und ins-
besondere der ESVP verweist insbesondere 
auf eine fehlende parlamentarische Kon-
trolle in diesem Politikbereich der EU. Da-
bei divergieren jedoch die Meinungen dar-
über, ob dieses ›parlamentarische Vakuum‹ 
angesichts des außenpolitischen Vorrechts 
der Exekutive unvermeidlich und insofern 
akzeptabel ist oder ob es die demokratische 
Legitimation der EU nachhaltig gefährdet. 

Die vorgestellten Fachbeiträge liefern 
eine fundierte Analyse der Zusammen-
hänge zwischen den institutionellen Struk-
turen und dem Gehalt europäischer Außen-
politik. Sie beleuchten dabei neue Aspekte 
der EU-Außenbeziehungen, die ansonsten 
bereits intensiv erforscht wurden, und 
regen zu innovativen wissenschaftlichen 
Fragestellungen an. 
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